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Die nächsten Aufgaben der Staatsanwaltschaft

„Das Jahr 1965 war das Jahr guter Erfolge.“ Diese 
Feststellung im Bericht des Politbüros an die
11. Plenartagung des Zentralkomitees der SED erfüllt 
uns alle mit Stolz und Freude. Es sind wenige, aber 
gewichtige Worte — schließen sie doch alles das ein, 
was die Werktätigen in Stadt und Land an „großen 
Leistungen für die innere Festigung unseres Staates 
vollbrachten“1.
Auch die Mitarbeiter der Rechtspflegeorgane haben 
im Jahre 1965 weitere Fortschritte bei der schöpfe
rischen Verwirklichung des Rechtspflegeerlasses ge
macht. Vorläufige Ergebnisse der Kriminalitätsent
wicklung im vergangenen Jahr lassen erkennen, daß 
die Kriminalität bei einigen Deliktsarten weiter 
zurückgedrängt werden konnte.
Diese Fortschritte waren möglich durch eine enge, 
systematische Zusammenarbeit aller Rechtspflege
organe mit anderen staatlichen Organen, gesellschaft
lichen Organisationen, Wissenschaftlern und den 
Kollektiven der Werktätigen in Stadt und Land. Die 
gute Koordinierung der Arbeit aller Rechtspflege
organe auf der Grundlage des Planes der gemein
samen Aufgaben im Jahre 1965 hat Früchte getragen1 * 3. 
Deshalb haben wir auch für 1966 einen solchen Plan 
ausgearbeitet, der zugleich Grundlage für die Ar
beitsplanung der einzelnen Organe der Rechtspflege 
ist.
Zu den wichtigsten gemeinsamen Aufgaben des 
Jahres 1966 gehören
— eine höhere Qualität bei der Einbeziehung der 

Öffentlichkeit in den Kampf gegen die Krimi
nalität;

— eine größere Wirksamkeit der Arbeit der Konflikt- 
und Schiedskommissionen,

— tiefgründige Untersuchungen zu den Ursachen der 
Rückfallkriminalität, insbesondere auf den Ge
bieten der Eigentums- und Gewaltdelikte, sowie 
der Straftaten, die unter dem Einfluß von Alkohol 
begangen wurden.

*

Trotz der im allgemeinen guten Ergebnisse in der 
Bekämpfung und Verhütung der Kriminalität hat es 
doch im vergangenen Jahr eine Reihe ernster Vor
fälle gegeben, die unsere Werktätigen beunruhigten 
und auch die besondere Aufmerksamkeit der Rechts
pflegeorgane erforderten. Im Bericht des Politbüros 
an die 11. Tagung des Zentralkomitees heißt es hier
zu:

„Einzelne Jugendliche schlossen sich zu Gruppen 
zusammen und begingen kriminelle Handlungen;

1 Aus dem Bericht des Politbüros an die 11. Tagung des Zen
tralkomitees, ND vom 16. Dezember 1965.
3 Vgl. streit, „Denken und vorwärtsschreiten!“, NJ 1965 S. 1 ff.

es gab Vergewaltigungen und Erscheinungen des 
Rowdytums.“

Die Rechtspflegeorgane haben — wie die Strafver
fahren gegen die Mitglieder der Rowdygruppe 
„Freundschaftskanne“ in Halle und gegen sieben 
jugendliche Raufbolde in Berlin-Mitte zeigten — auf 
derartige Erscheinungen des Rowdytums und andere 
kriminelle Exzesse verschiedener Gruppierungen 
Jugendlicher schnell, energisch und mit großer gesell
schaftlicher Wirksamkeit reagiert. Die Öffentlichkeit 
wurde über Ursachen und begünstigende Bedingun
gen dieser Gewalttätigkeiten in der Tagespresse 
genau informiert, und damit wurde ein Beitrag zur 
Verhütung von Erscheinungen der Unordnung, der 
Unmoral, der Menschenverachtung, des rowdyhaften 
Verhaltens und der Kriminalität geleistet.
Wir haben schon des öfteren dargelegt, weshalb es 
in unserer sozialistischen Gesellschaftsordnung, in 
der es „unverrückbare Maßstäbe der Ethik und 
Moral, für Anstand und gute Sitte“ gibt, noch zu 
solchen Erscheinungen kommt'1. In ihnen zeigt sich 
der negative Einfluß des Westfernsehens und des 
Westrundfunks, die „von den Imperialisten betrie
bene Propaganda der Unmoral, die das Ziel verfolgt, 
dem Sozialismus Schaden zuzufügen“. Die Massen
medien des Bonner Staates und die Sender einiger 
anderer NATO-Staaten gehen darauf aus, insbeson
dere die jungen Menschen zu Objekten ihrer Trieb
propaganda zu machen. Angesichts der wachsenden 
Unmoral und des rapiden Ansteigens der Krimina
lität in Westdeutschland hat sich auch der Rat der 
Evangelischen Kirche Westdeutschlands Mitte No
vember 1965 veranlaßt gesehen, die „Diktatur der 
Unmoral“ in einer über alle Kirchen verkündeten 
Erklärung anzuprangern. In der Erklärung heißt es: 

„Die Zeichen moralischer Entartung in unserem 
öffentlichen und privaten Leben mehren sich in 
erschreckender Weise. Filme zerren Intimstes an 
die Öffentlichkeit oder überbieten einander in der 
Darstellung von Grausamkeiten. Alkohol und 
Sexualismus verwüsten ungezählte Ehen. Die Zahl 
der Abtreibungen ist erschreckend groß. Wir haben 
die Pflicht, nicht nur uns selbst, sondern unsere 
Umgebung, vor allem unsere Kinder, unser Dorf 
und unsere Stadt, unser Land und Volk vor Fäul
nis zu bewahren, den Mißbrauch der Freiheit, die 
Verwirrung des Gewissens, die Entehrung der 
Frau, die Verletzung der Menschenwürde furchtlos 

'"beim Namen zu nennen.“1 
Diese Einflüsse der kapitalistischen Unkultur und 
Unmoral sind teilweise auch in Massenmedien der 
DDR eingedrungen. Auf verschiedenen Gebieten

3 Vgl. dazu Streit. „DDR — kein Tummelplatz für Rowdys“, 
Sozialistische Demokratie Nr. 51 vom 17. Dezember 1965, S. 3. 

Zitiert nach ND vom 23. Dezember 1965, S. 1.
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